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gruppenveranstaltungen, um ein Kennenlernen der Teilnehmer untereinander zu ermöglichen 

oder erste Ideen zu sammeln.

Beispiele

Das World Café ist inzwischen zu einer der am häufigsten eingesetzten Moderationsmethoden für 

Großgruppen geworden.

Ähnliche Verfahren

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt in den USA das Konversationscafé, das durch die Organisation 

Conversation Café verbreitet wird. Die Veranstaltungen sind eher für kleinere Gruppen geeignet, 

werden von einem Gastgeber zu einem bestimmten Thema angekündigt und finden in einem in-

formellen Rahmen statt (z. B. in Bibliotheken, Cafés oder anderen öffentlichen Orten). Die in der 

Regel acht Teilnehmer verpflichten sich, bestimmte Regeln zu beachten (z. B. Offenheit, Akzep-

tanz, Werbefreiheit) und nutzen ein in der Runde herumgereichtes „talking object“, um in meh-

reren Runden Argumente auszutauschen und Ideen zu entwickeln. Konversationscafés können 
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dazu dienen, die Debatte über ein Thema des öffentlichen Interesses zu stimulieren, aber auch 

zur Förderung von Gemeinschaft, Demokratie und der persönlichen Weiterbildung der Teilneh-

mer beitragen.45 

2.15	Zukunftskonferenz

Die Zukunftskonferenz ist ein Verfahren, bei dem Vertreter unterschiedlicher Interessengruppen 

nach einem festgelegten Ablaufschema Maßnahmen und Aktionspläne für künftige Vorhaben er-

arbeiten. Eine Zukunftskonferenz wird oft eingesetzt, um die Neuorientierung einer Organisation 

(oder Gemeinde etc.) einzuleiten.

Die Methode stammt ursprünglich aus Großbritannien (dort als Future Search Conference bezeich-

net), wurde in den USA weiterentwickelt und dort insbesondere durch das Future Search Network 

gefördert. Auch in Deutschland haben sich einzelne Moderatoren auf diese Methode spezialisiert.

Im Vorfeld der Zukunftskonferenz laden die Organisatoren Multiplikatoren und Vertreter verschie-

dener Interessengruppen ein, die mit dem jeweiligen Thema beschäftigt sind. Idealerweise neh-

men 64 (d. h. acht mal acht) Personen teil. Im Verlauf der zwei- bis dreitägigen Veranstaltung 

arbeiten die Teilnehmer in unterschiedlichen Kleingruppen mit je acht Personen. Die Gruppen 

werden gezielt sowohl homogen (nach Interessengruppen) als auch heterogen zusammengesetzt. 

Dadurch soll das Zusammengehörigkeitsgefühl auch über Gruppengrenzen hinweg gefördert und 

die gemeinsame Suche nach Lösungsansätzen ermöglicht werden.

Eine Zukunftskonferenz läuft in der Regel in mehreren Phasen ab (Burow 2008):

1.	 Reflektion der Vergangenheit: Auf einem Zeitstrahl werden Hoch- und Tiefpunkte aus der 

Geschichte der Organisation/Institution/Gemeinde abgebildet.

2.	 Analyse der Gegenwart: Mit Mindmaps wird eine Landkarte erwarteter künftiger Herausfor-

derungen entworfen. Stärken und Schwächen bezüglich der identifizierten Herausforderungen 

werden erarbeitet.

3.	 Entwicklung von Zukunftsentwürfen: Die Teilnehmer entwerfen vielfältige Bilder der 

erwünschten Zukunft.

4.	 Herausarbeiten von Gemeinsamkeiten: Gemeinsamkeiten, die alle Beteiligten verbinden, 

werden geklärt. Entwicklungsaufgaben und Ziele, die alle Teilnehmer mit Engagement tragen 

wollen, werden identifiziert.

5.	 Planung konkreter Maßnahmen: Am Ende des Verfahrens werden konkrete Maßnahmen-

pläne unter Benennung von Verantwortlichkeiten sowie verbindliche Terminpläne erarbei-

tet.46 

Verfahren und Methoden der Bürgerbeteiligung
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Typische Auftraggeber und Anwendungsbereiche

Die Durchführung einer Zukunftskonferenz bietet sich an, wenn langfristige Ziele und Maßnah-

men für eine Organisation, ein Unternehmen, eine Stadt oder eine Gemeinde entwickelt und dabei 

Gruppen mit heterogenen Interessen beteiligt werden sollen. Verschiedene Akteure und Instituti-

onen können das Verfahren, je nach Thema und Zielstellung, in Auftrag geben.

Beispiele

Im Mai 2000 fand im hessischen Bad Nauheim eine Zukunftskonferenz unter dem Titel „Bad Nau-

heim 2015“ statt. Sie wurde durch die Stadtverwaltung initiiert und vom lokalen Agenda-21-Büro 

und einer Vorbereitungsgruppe organisiert. Mehr als 100 Bürger nahmen teil und entwickelten 

eine Vision der Stadt als touristischem Anziehungspunkt mit einem anspruchsvollen Kulturange-

bot und einer autofreien Innenstadt. Aus diesen Ideen wurden abschließend erste Ziele und kon-

krete Maßnahmen entwickelt, an denen acht Bürgergruppen auch nach Beendigung der Zukunfts-

konferenz weiterarbeiteten.
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2.16	Zukunftswerkstatt

Die Zukunftswerkstatt geht auf den Wissenschaftsjournalisten und Zukunftsforscher Robert Jungk 

zurück (Jungk & Müller 2000). Die Methode wird heute durch die in Salzburg ansässige Robert-

Jungk-Bibliothek für Zukunftsfragen, einer 1985 gegründeten Stiftung47, weiterentwickelt und an-

geboten. Zukunftswerkstätten finden nahezu ausschließlich im deutschsprachigen Raum und ins-

besondere in Österreich statt. In Deutschland existiert mit dem Zukunftswerkstätten-Netz48  ein 

privater, nicht-kommerzieller Versuch der Vernetzung von Moderatoren dieses Formats.

Das Verfahren beruht auf den Prinzipien Freiwilligkeit, Kreativität, Ergebnisoffenheit und Selbst-

steuerung und strebt eine Freisetzung ungenutzter kreativer Potenziale von Einzelnen und von 

Gruppen an. Insofern ist eine Zukunftswerkstatt grundsätzlich für viele Themenbereiche und Fra-

gestellungen anwendbar.

In einer Zukunftswerkstatt werden in zwei bis drei Tagen drei Phasen durchlaufen:

1.	 In der Kritikphase werden anhand der Erfahrungen aller Teilnehmer mittels Brainstorming 

Mängel gesammelt, auf Karten geschrieben und gemeinsam oder in Kleingruppen systemati-

siert.

2.	 In der Phantasiephase werden, ohne auf Zwänge der Realität (insbesondere finanzielle Res

triktionen) zu achten, spielerisch Lösungsansätze entworfen.

3.	 Die Realisierungsphase dient dem Versuch, die besten Ansätze der Phantasiephase in die Tat 

umzusetzen: Erdachtes wird präzisiert, die Teilnehmer übernehmen persönlich Verantwortung 

und suchen nach Bündnispartnern.

In der Praxis finden sich häufig Aufteilungen mit bis zu sieben Phasen, in denen die verschiede-

nen Schritte (Vorbereitung, abschließende Reflektion, weitergehende Begleitung des Prozesses) 

ausdifferenziert werden.

Das Verfahren wird von professionellen Moderatoren begleitet. Es eignet sich für Gruppen unter-

schiedlicher Größe: Die Durchführung ist sowohl mit Kleingruppen (bis 15 Personen und ein Mo-

derator), mittleren Gruppen (15 bis 40 Personen und zwei bis drei Moderatoren) als auch größeren 

Gruppen (bis zu 200 Personen, je ein Moderator pro Arbeitsgruppe) möglich.49 

Typische Auftraggeber und Anwendungsbereiche

Ursprünglich sollte die Methode die „Demokratisierung von unten“ fördern, so dass die Teilneh-

mer der frühen Zukunftswerkstätten oft aus Betroffenengruppen oder Bürgerinitiativen kamen. 

Heute finden Zukunftswerkstätten statt, um Visionen für die Zukunft einer Organisation oder Ge-

meinde zu erarbeiten. Die Teilnehmer setzen sich deshalb in der Regel aus natürlichen Gruppen 

(entsprechend der jeweiligen Organisation) zusammen. In ihrem Anliegen ähnelt die Zukunfts-

werkstatt mittlerweile der Zukunftskonferenz.

Verfahren und Methoden der Bürgerbeteiligung
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Der Grad der Verbindlichkeit der Ergebnisse einer Zukunftswerkstatt hängt von den jeweili-

gen Vereinbarungen mit dem Auftraggeber ab und kann in der Praxis stark variieren. Typische 

Auftraggeber sind Kommunen (z. B. Stadt Salzburg) sowie Verbände und Parteien (z. B. Caritas, 

Klimabündnis Österreich, Grüne Salzburg). Die Themen sind zumeist auf der lokalen und/oder in-

nerorganisatorischen bzw. -betrieblichen Ebene verortet und sehr vielfältig. Das Themenspektrum 

reicht beispielsweise von der Zukunft der Arbeit über Herausforderungen des öffentlichen Ver-

kehrs oder Perspektiven der Jugendfreizeitkultur bis hin zur Ausbildung von Krankenhausseel-

sorgern.

Beispiele

Nachdem für die Stadt Herne die Projektförderung „Ökologische Stadt der Zukunft“ ausgelaufen 

war, initiierte der zuständige Baustadtrat eine Zukunftswerkstatt, um den begonnenen Prozess 

fortzuführen. Sie fand im Januar 2003 unter dem Titel „Herne 2010+“ statt. Vertreter der zuständi-

gen Ministerien, aller relevanten Gruppen und Organisationen, Bürger sowie Raum- und Stadtpla-

ner der Universität Dortmund – insgesamt 60 Personen – nahmen teil, um Ideen zur Weiterfüh-

-
liche Diskussionen
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rung der ökologischen Ausrichtung der Herner Stadtentwicklung zu erarbeiten. Die verschiedenen 

Vorschläge wurden im Anschluss zu Projektideen weiterentwickelt und im Rahmen einer Bürger-

versammlung in Herne vorgestellt und diskutiert.50 

2.17	Exkurs: Online-Verfahren und internetgestützte Verfahren

Die zunehmende Bedeutung des Internets als Informations- und Kommunikationsplattform macht 

sich auch bei der methodischen Ausgestaltung vieler Verfahren zur Bürgerbeteiligung bemerkbar. 

Bei zahlreichen Verfahren wie bespielsweise dem BürgerForum sind Online-Diskussionen mittler-

weile zu einem zentralen Element geworden, um die Kluft zwischen Bürgern und politischen Ent-

scheidungsträgern zu verringern. Der folgende Exkurs bietet einen kurzen Überblick über ver-

schiedene internetgestützte Formen der Bürgerbeteiligung. 

Bei Online-Verfahren können sich Bürger über das Internet schriftlich mitteilen und mit anderen 

Menschen in einen Dialog treten und diskutieren. Diese internetgestützten Verfahren sind geeig-

net, um Bürgern eine schnelle und direkte Meinungsäußerung zu ermöglichen. Sie senken oftmals 

die Beteiligungsbarrieren, so dass eine größere Anzahl von Bürgern einbezogen werden kann. Da 

die Teilnahme an Online-Diskussionen mit freier Zeiteinteilung und aus den eigenen vier Wän-

den möglich ist, werden z. B. Zeitprobleme oder andere Einschränkungen der teilnehmenden Bür-

ger aufgefangen. 

Zu beachten ist allerdings, dass die Teilnehmer über die entsprechenden technischen Kenntnisse 

und Voraussetzungen sowie einen Internetzugang verfügen müssen. Ältere und in bestimmten 

Fällen auch bildungsferne Bevölkerungsgruppen haben eine höhere Schwelle, an internetgestütz-

ten Verfahren teilzunehmen als jüngere Menschen mit zumeist hoher Online-Kompetenz. Bei man-

chen Themen können Jüngere über das Internet mittlerweile sogar besser erreicht werden als über 

Präsenzveranstaltungen.

Grundsätzlich sind Verfahren, die ausschließlich im Internet stattfinden, zu trennen von Verfah-

ren, die aus einer Kombination von Präsenzveranstaltungen und Online-Phasen bestehen (z. B. 

BürgerForum).

Internet-Foren

Internet-Foren werden gewöhnlich zu speziellen Themen eröffnet und bieten über einen längeren 

Zeitraum die Möglichkeit, sich zum jeweiligen Thema zu äußern und zeitversetzt auf die Äuße-

rungen anderer User zu reagieren. Sie können durch unabhängige Organisationen oder politische 

Entscheider initiiert werden. In Deutschland betreiben z. B. die etablierten politischen Parteien 

und/oder deren Bundestagsfraktionen Foren. Darin werden unterschiedliche Optionen für eine zu 

treffende Entscheidung zur Diskussion gestellt oder neu entwickelt. Der Umgang mit den Ergeb-

nissen obliegt den einzelnen Betreibern.

Verfahren und Methoden der Bürgerbeteiligung
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Foren haben meist einen eher beratenden Charakter, im Rahmen anderer Verfahren (in Kombina-

tion mit Abstimmungen) können sie aber auch von größerer Bedeutung sein: So beschränkte sich 

z. B. der im Jahr 2008 durchgeführte Hamburger Bürgerhaushaltsprozess nicht nur darauf, über 

das Internet Rückmeldungen von Bürgern zum Haushaltsentwurf zu organisieren, sondern alle In-

teressierten konnten in Online-Foren Diskussionsbeiträge schreiben, kommentieren und über die 

geplanten Gewichtungen des Haushalts abstimmen.

Foren werden üblicherweise durch Moderatoren betreut, die in der Regel nicht inhaltlich eingrei-

fen, sondern ausschließlich prüfen, ob die Einträge regelkonform sind. Dabei sind zwei unter-

schiedliche Varianten möglich: Prä-Moderation und Post-Moderation. Bei der Prä-Moderation wer-

den neue Einträge vor ihrer Veröffentlichung vom Moderator geprüft und gegebenenfalls gefiltert. 

So können illegale oder diffamierende Einträge verhindert werden. Der Nachteil dieser Variante 

besteht in der Verzögerung der Veröffentlichung und dementsprechend der Diskussion. Bei der 

Post-Moderation werden die Einträge erst nach ihrer Veröffentlichung geprüft und dann bei Be-

darf gelöscht.

Interaktive Kommentarsysteme

Auf Grundlage von Web-2.0-Anwendungen wurden verschiedene interaktive Kommentarsysteme 

entwickelt. Ausgereifte Systeme wie IntenseDebate oder Disqus erlauben eine Debatte in Echtzeit 

und über verschiedene Webportale und Online-Kontaktnetzwerke wie Twitter, Facebook oder Digg 

hinweg. Diese Kommentarsysteme stellen wichtige Instrumente einer internetgestützten Mobili-

sierung (Social Web Movement) dar.51 

Chats

Chats sind kurzfristige, öffentliche „Sprechstunden“ im Internet. In einer direkten Frage-Antwort-

Folge erfolgt eine unmittelbare Diskussion. Politiker-Chats existieren schon seit der Frühzeit des 

Internets und werden in Deutschland u. a. auf der Kommunikations- und Informationsplattform 

politik-digital.de seit 1998 organisiert. Auch auf den Internetseiten der Europäischen Union wer-

den regelmäßig Chats mit EU-Kommissaren angeboten.52  US-Präsident Barack Obama veranstal-

tete im März 2009 unter dem Motto „Open for Questions“ ebenfalls eine elektronische Bürger-

sprechstunde53: Die über 100.000 im Vorfeld eingereichten Fragen wurden durch die Teilnehmer 

bewertet und die fünf beliebtesten Fragen dem Präsidenten zur Beantwortung vorgelegt.

ePanels

ePanels sind internetbasierte Meinungsumfragen. Sie bieten zumeist jedoch keine Diskussions-

möglichkeiten, sondern beschränken sich auf die reine Abfrage individueller Standpunkte.

Wikis

Wiki ist eine Software zum Erstellen spezifischer Internetseiten, auf denen eine Gruppe von Au-

toren gemeinsam an einem Text arbeiten kann. Wikis können zudem als Informations-, Recher-

che- und Diskussionsplattformen genutzt werden. Während Autoren und Moderatoren eines Wikis 

Verfahren und Methoden der Bürgerbeteiligung
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meist eine Zugangsberechtigung benötigen, müssen sich die Leser nicht registrieren. Da sie un-

kompliziert zu erstellen, zu pflegen und bedarfsgerecht zu nutzen sind und außerdem die Einbin-

dung verschiedener Medien ermöglichen, sind Wikis mittlerweile weit verbreitet.

2.18		  Systematischer Vergleich der Verfahren und Methoden

Die in dieser Studie vorgestellten Beteiligungsverfahren lassen sich im Hinblick auf ausgewählte 

Aspekte voneinander unterscheiden und in Beziehung setzen. Als Vergleichskriterien werden im 

folgenden Kapitel die Zielstellung, typische Themen, der Kontext, typische Auftraggeber, die geo-

graphische Verbreitung sowie die durchschnittliche Dauer und Teilnehmerzahl der Verfahren be-

trachtet.

Zielstellung

Im Hinblick auf die wesentliche Zielstellung lassen sich diejenigen Verfahren, bei denen es vor 

allem um die Vermittlung von Informationen und Wissen geht (z. B. National Issues Forum), von 

den Verfahren unterscheiden, die auf eine Beeinflussung und Intensivierung von öffentlichen De-

batten abzielen (z. B. Appreciative Inquiry, Open-Space-Konferenz). Bei anderen Verfahren steht 

wiederum die Konsultation von Bürgern durch politische Entscheidungsträger im Mittelpunkt  

(z. B. Bürgerpanel, Bürgerrat, Planungszelle). Auf diese Weise soll eine Verbesserung der Legitimi-

tät politischer Entscheidungen erreicht oder die bedarfsgerechte bzw. passgenaue Initiierung von 

Projekten und Maßnahmen gewährleistet werden. Eine weitere Gruppe bilden die Beteiligungs-

verfahren, in denen die Entscheidungsmacht – bezogen auf das jeweilige Thema – teilweise oder 

vollständig in die Hände der beteiligten Bürger gelegt wird (z. B. 21st Century Town Meeting, Bür-

gerhaushalt).

Allerdings handelt es sich bei einer Reihe von Beteiligungsverfahren um Mischformen, denen 

mindestens zwei der genannten Zielstellungen zugeordnet werden können: Die Verfahren Bür-

gerForum und Deliberative Polling zielen z. B. sowohl auf eine Informationsvermittlung als auch 

auf eine Beeinflussung öffentlicher Debatten ab. Dagegen wollen Zukunftskonferenzen und Zu-

kunftswerkstätten neben dem öffentlichkeitswirksamen Einfluss auch politische Entscheidungs-

träger gezielt beraten.

Typische Themen

Die unterschiedlichen Zielstellungen der Verfahren schlagen sich auch in den typischen Themen 

und Anwendungsbereichen nieder: Generell ist diesbezüglich zu unterscheiden zwischen Verfah-

ren, deren Themen und Inhalte bereits im Vorfeld festgelegt wurden (gilt für die Mehrzahl der Ver-

fahren) und den partizipativen Verfahren, die inhaltlich offen sind und bei denen die Themenwahl 

durch die Teilnehmer selbst erfolgt (z. B. Bürgerrat, Open-Space-Konferenz).

Verfahren und Methoden der Bürgerbeteiligung
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Darüber hinaus lassen sich die verschiedenen Beteiligungsverfahren in thematischer Hinsicht 

noch weiter ausdifferenzieren: Manche Verfahren eignen sich besonders zur Bearbeitung lokaler 

Fragestellungen. Diese können zur Meinungsbildung und Entscheidungsfindung in unterschied-

lichen, ein Gemeinwesen, eine Kommune oder eine Stadt betreffenden Fragen genutzt werden  

(z. B. 21st Century Town Meeting, Bürgerrat). Auch in konkreten Fragen der Stadtplanung und 

Quartiersentwicklung (Planungszelle, Planning for Real) sowie bei der Entscheidung über die Ver-

wendung von Budgetmitteln (Bürgerhaushalt) kommen Verfahren mit einem lokalen Fokus zur 

Anwendung.

Bei anderen Verfahren wiederum liegt der Schwerpunkt auf einer Erhebung von Meinungsbildern 

zu ausgewählten Fragen, um für politische Entscheider ein differenziertes Feedback der Bürger zu 

organisieren (z. B. Bürgerpanel, Deliberative Polling, National Issues Forum).

Andere Verfahren wie die verschiedenen mit Szenarien und künftigen Entwicklungen arbeitenden 

Workshops und Konferenzen zielen indes eher auf die Entwicklung langfristiger Ziele und Maß-

nahmen zu im Vorfeld nur allgemein definierten Themenbereichen ab.

Explizit verschiedene Perspektiven abwägende Verfahren wie z. B. die Konsensuskonferenz eig-

nen sich zur Informationsvermittlung und qualifizierten Meinungsbildung bei kontroversen The-

men.

 

Schließlich gibt es auch Ansätze, die sich durch ihre grundsätzliche Offenheit für Themen jegli-

cher Art auszeichnen und entsprechend vielfältig eingesetzt werden können (z. B. World Café, 

Open-Space-Konferenz). 

Kontext

In der vergleichenden Betrachtung des Kontextes, für den die einzelnen Verfahren infrage kom-

men, wird deutlich, dass einige von ihnen in erster Linie für die Bearbeitung lokaler Fragestellun-

gen geeignet sind. Eine Reihe von Verfahren kommt zudem für unterschiedliche Ebenen, von loka-

len Fragen bis hin zu transnationalen Themen, infrage.

Die Umsetzung von Verfahren aus einer dritten Gruppe empfiehlt sich insbesondere dann, wenn 

innerorganisatorische bzw. innerbetriebliche Veränderungen und Innovationen angestrebt werden 

(z. B. Appreciative Inquiry, Zukunftswerkstatt). Diese Verfahren haben ihren Ursprung zumeist in 

organisationssoziologischen Ansätzen.

Typische Auftraggeber

Je nach Zielstellung, thematischer Ausrichtung und Kontext variieren auch die Auftraggeber der 

verschiedenen Verfahren. Es können politische Entscheidungsträger, Vertreter öffentlicher Admi-

nistrationen, Unternehmen oder auch Organisationen, Stiftungen, Vereine, Initiativen und Kir-

chen sein.
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Geographische Verbreitung

Die Analyse der geographischen Verbreitung zeigt, dass einige Verfahren stärker im angelsächsi-

schen Sprachraum (z. B. Bürgerpanel, National Issues Forum), andere wiederum eher im deutsch-

sprachigen Raum (z. B. Zukunftswerkstatt) angewendet werden. Dies deutet auf unterschiedliche 

politische Kulturen und Beteiligungsmentalitäten hin, die zwar bei der Umsetzung eines bestimm-

ten Verfahrens berücksichtigt werden sollten, aber keine unüberwindbaren Hindernisse oder In-

novationshemmnisse darstellen. So belegt z. B. das Verfahren Bürgerhaushalt, dass ein Ansatz 

durchaus auch in unterschiedlichen politischen und kulturellen Kontexten erfolgreich sein kann.

Dauer

Hinsichtlich ihrer Dauer kann man zwischen eintägigen, mehrtägigen und mehrwöchigen Ver-

fahren sowie Beteiligungsprozessen, die sich über mehrere Monate oder Jahre erstrecken, unter-

scheiden.

Bei den eintägigen Verfahren (z. B. 21st Century Town Meeting, National Issues Forum) kommen 

die Teilnehmer einmalig zusammen, tauschen sich über ein vorgegebenes Thema aus, geben ihre 

Stimme ab und gehen wieder auseinander.

Mehrtägige Verfahren dauern meist zwei Tage, können aber auch bis zu fünf Tage dauern. Für ei-

nige Verfahren empfehlen die Entwickler sogar ausdrücklich eine Mindestdauer, so z. B. für Zu-

kunftskonferenzen, Zukunftswerkstätten und Planungszellen (mindestens zwei Tage), Konsen-

suskonferenzen (mindestens drei Tage) und für Charrettes (mindestens vier Tage). In der Regel 

handelt es sich dabei um Präsenzveranstaltungen an mehreren aufeinanderfolgenden Tagen, die 

wiederum in verschiedene Phasen unterteilt sind (idealtypisch: Kennenlernen – Beratung – Be-

schlussfassung).

Bei manchen mehrtägigen Verfahren reisen die Teilnehmer aus ihren Heimatorten an den jewei-

ligen Tagungsort, werden dort untergebracht und verbringen für die Dauer des Verfahrens ge-

meinsam ihre Zeit mit Beratungen und Diskussionen, um nach Abschluss der Veranstaltung wie-

der auseinanderzugehen. Bei anderen Verfahren wird dagegen bewusst Wert darauf gelegt, die 

Teilnehmer am Ende eines Veranstaltungstages wieder in ihre vertraute heimische Umgebung zu 

„entlassen“. Auf diese Weise können sie einerseits Abstand zum Tagesgeschehen entwickeln und 

andererseits zusätzliche Anregungen durch den Austausch mit Nicht-Involvierten erhalten. In Ab-

hängigkeit von den Beratungsinhalten und der Teilnehmergruppe können sich eine gemeinsame 

Unterbringung für mehrere Tage oder das tägliche An- und Abreisen zum Veranstaltungsort auf 

den Gruppenbildungsprozess und seine Dynamik sowie auf die Diskussionsatmosphäre des ge-

samten Verfahrens auswirken – sowohl positiv als auch negativ.

Mehrwöchige Verfahren erstrecken sich über einen längeren Zeitraum: Das BürgerForum findet 

beispielsweise in einer Periode von sechs bis acht Wochen in einem Wechsel aus Präsenzveran-

staltungen und Online-Diskussionen statt. Deliberative Polls beginnen mit einer Einzelbefragung 
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aller Teilnehmer. Nach mehreren Wochen, in denen sich die Teilnehmer individuell zum Befra-

gungsthema informieren konnten, treffen sie sich erstmals zum Meinungsaustausch, um anschlie-

ßend ein zweites Mal befragt zu werden. Auch Bürgerpanels, bei denen ein unmittelbarer Kon-

takt der Teilnehmer untereinander nicht vorgesehen ist, fallen in diese Gruppe der Verfahren mit 

einem langfristigen Zeithorizont.

Für einige Verfahren wie z. B. Planning for Real oder Bürgerhaushalte gibt es keine zeitlichen Ein-

schränkungen und Empfehlungen. Sie können sich über einen Zeitraum von mehreren Monaten, 

teilweise auch über Jahre, erstrecken. Die Treffen der Gruppe können in unregelmäßigen Abstän-

den oder in einem bestimmten Turnus erfolgen.

Lediglich beim Bürgerrat handelt es sich um einen Sonderfall: Zwar dauert ein Treffen in der Regel 

nur zwei Tage. Es ist aber zentraler Bestandteil des Verfahrens, dass sich im Abstand von jeweils 

drei bis vier Monaten ein neuer Bürgerrat (mit neuen Teilnehmern) konstituiert. Insofern kann 

sich dieses Verfahren insgesamt auch über einige Jahre erstrecken.

Teilnehmerzahl

Beim Vergleich der durchschnittlichen Teilnehmerzahl der vorgestellten Verfahren wird deutlich, 

dass die einzelnen Beteiligungsverfahren für unterschiedlich große Teilnehmerkreise geeignet 

sind. Generell lassen sich die Verfahren unterteilen in:

	 Kleingruppenverfahren (bis zu 25 Teilnehmer) wie etwa den Bürgerrat, die Konsensuskonfe-

renz und das National Issues Forum.

	 Verfahren für mittelgroße Gruppen (25 bis 100 Teilnehmer) wie die Planungszelle oder die 

Zukunftskonferenz. Hier erfolgt zur Verbesserung der Arbeitsfähigkeit und Erleichterung der 

Deliberation allerdings häufig eine phasenweise Unterteilung in kleinere Arbeitsgruppen.

	 Großgruppenverfahren (mehr als 100 Personen) wie das 21st Century Town Meeting, das 

BürgerForum, den Bürgerhaushalt, das Bürgerpanel oder Deliberative Polling. Um die Arbeits-

fähigkeit der Gruppen zu gewährleisten, findet teilweise ebenfalls eine Aufteilung in Klein-

gruppen zu einzelnen Themen statt.

Zudem gibt es einige flexible Beteiligungsmethoden, die sich für Gruppen unterschiedlicher Größe 

eignen (z. B. Appreciative Inquiry, World Café, Open-Space-Konferenz, Szenariotechnik) sowie  of-

fene Verfahren, für die im Hinblick auf die Teilnehmerzahl keine ausdrücklichen Empfehlungen 

formuliert werden (z. B. Planning for Real).

Unten stehende Übersicht trägt die verschiedenen Aspekte der vorgestellten Verfahren und Me-

thoden zusammen, so dass sich ihre wesentlichen Merkmale und Besonderheiten auf einen Blick 

erschließen. Dabei darf der Hinweis auf gegebenenfalls wichtige Veranstalter einzelner Verfahren, 

auf ihre Entwickler oder Rechteinhaber nicht fehlen. 
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Verfahren Zielstellung Typische Themen Kontext
Typische 

Auftraggeber
Verfahren

Geographische 
Verbreitung

Wichtige Akteure, 
Entwickler bzw. 
Rechteinhaber

Dauer Teilnehmerzahl

21st Century 
Town Meeting

Beratung von Entscheidern, 
Entscheidung durch Bürger

Verbindliche Entscheidungen 
oder Feedback zu lokalen 

Fragen (z. B. Stadtplanung)

Lokale bis nationale 
Fragestellungen

Kommunen, Behörden
21st Century 
Town Meeting Vorwiegend USA AmericaSpeaks 1 Tag

Großgruppe 
(500 bis 5.000 Personen)

Appreciative 
Inquiry

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen

Entwicklung langfristiger 
Ziele und Maßnahmen

Innerorganisatorische bzw. 
innerbetriebliche Themen und 

Abläufe, lokale Fragestellungen

Unternehmen, Kommunen, 
Behörden

Appreciative 
Inquiry

Vorwiegend USA, 
Großbritannien

Case Western Reserve University Flexibel Flexibel

BürgerForum Informationsvermittlung, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Geeignet für verschiedene 
gesellschaftlich relevante 

Themen

Regionale, nationale und 
transnationale Fragestellungen

Bislang private Stiftungen
BürgerForum

Bislang ausschließlich 
Deutschland

Bertelsmann Stiftung, 
Heinz Nixdorf Stiftung

Mehrere Wochen
Großgruppe 

(300 bis 400 Personen)

Bürger-
haushalt

Beratung von Entscheidern, 
Entscheidung durch Bürger

Kommunalfinanzen 
(komplett oder Teilbereiche)

Lokale Fragestellungen 
(Kommunalbudgets)

Kommunalpolitiker, 
Kommunalverwaltungen

Bürger-
haushalt

Weltweit, vorwiegend 
Lateinamerika und Europa

Mehrere Monate
Großgruppe 

(bis zu 10.000 Personen)

Bürgerpanel
Beratung von Entscheidern

Erhebung von Meinungsbildern 
zu aktuellen kommunalpoli-

tischen Themen
Lokale Fragestellungen

Kommunalpolitiker, Kommunal-
verwaltungen sowie andere an 
regelmäßigen Meinungsbildern 

interessierte Akteure

Bürgerpanel
Vor allem Großbritannien

YouGov (ePanels), in Deutsch-
land: Forschungsinstitut für 

öffentliche Verwaltung Speyer

3 bis 4 Jahre 
(pro Jahr bis zu vier Umfragen)

Großgruppe 
(500 bis 2.500 Personen)

Bürgerrat Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen, Beratung von 

Entscheidern

Entwicklung von Lösungs-
vorschlägen für unterschiedliche 

Probleme
Lokale Fragestellungen

Kommunalpolitiker, 
Kommunalverwaltungen, 

Vereine, Unternehmen

Bürgerrat
USA, Österreich Center for Wise Democracy

Zweitägige Treffen im Abstand 
von mehreren Monaten

Kleingruppe (8 bis 12 Personen)

Deliberative 
Polling

Informationsvermittlung, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Unterschiedliche Themen von 
öffentlichem Interesse

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Politische Entscheidungsträger
Deliberative 
Polling Weltweit, vorwiegend USA

James S. Fishkin, 
Center for Deliberative 

Democracy 
Mehrere Wochen

Großgruppe 
(300 bis 500 Personen)

Konsensus-
konferenz

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen, Beratung von 

Entscheidern

Kontroverse Themen von 
öffentlichem Interesse

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Behörden
Konsensus-
konferenz

Vorwiegend Dänemark, 
auch andere europäische 

Staaten

3 Tage (plus 2 
Vorbereitungswochenenden)

Kleingruppe 
(10 bis 30 Personen)

National 
Issues Forum

Informationsvermittlung

Vermittlung von Wissen zu 
gesellschaftlich relevanten 

Themen, Feedback für politische 
Entscheider zu ausgewählten 

Themen ist möglich

In erster Linie lokale 
Fragestellungen

Kommunen, Schulen, 
Hochschulen und andere 
Bildungseinrichtungen

National 
Issues Forum

USA National Issues Forums Institute 1 bis 2 Tage
Kleingruppe 

(10 bis 20 Personen)

Open-Space-
Konferenz

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen

Sammlung von Ideen und 
Vorschlägen zu unterschied-

lichen Themen

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Unternehmen, Vereine, Behörden, 
kommunale Verwaltungen, Bil-

dungseinrichtungen, Kirchen etc.

Open-Space-
Konferenz

Weltweit, vorwiegend 
Deutschland, USA

Harrison Owen 1 bis 3 Tage Flexibel (10 bis 2.000 Personen)

Planning 
for Real

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen, Beratung von 

Entscheidern

Konkrete lokale oder regionale 
Planungsaufgaben

Lokale Fragestellungen
Kommunalpolitiker, 

Kommunalverwaltungen, 
ähnliche Behörden

Planning 
for Real

Vorwiegend Großbritannien 
(Planning for Real), USA 

(Charrette), beide aber auch in 
Deutschland

Tony Gibson, Neighbourhood 
Initiatives Foundation

Mehrere Monate Flexibel

Planungszelle Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Konkrete lokale oder regionale 
Planungsaufgaben

Lokale bis regionale 
Fragestellungen

Kommunalpolitiker, 
Kommunalverwaltungen, 

ähnliche Behörden

Planungszelle
Deutschland, USA, 

Großbritannien
Peter C. Dienel 2 bis 4 Tage

Flexibel (max. 25 Personen 
pro Planungszelle)

Szenario-
technik

Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Antizipieren künftiger 
Entwicklungen und Ableiten 
von Empfehlungen in Bezug 
auf unterschiedliche Themen

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Unternehmen, Vereine, 
Behörden, Kommunalverwal-

tungen, Bildungseinrichtungen, 
Kirchen etc.

Szenario-
technik Vorwiegend Europa 1 bis 3 Tage

Flexibel (25 bis 250 Personen, 
max. 30 Personen pro Gruppe)

World Café
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen
Sehr vielfältig

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Unternehmen, Vereine, Behörden, 
kommunale Verwaltungen, Bil-

dungseinrichtungen, Kirchen etc.

World Café
Vorwiegend USA, 
Großbritannien

Conversation Café Flexibel (3 Stunden bis 2 Tage) Flexibel (12 bis 1.200 Personen)

Zukunfts-
konferenz

Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Antizipieren künftiger 
Entwicklungen und Ableiten 
von Empfehlungen in Bezug 
auf unterschiedliche Themen

Innerorganisatorische bzw. 
innerbetriebliche Themen und 

Abläufe, lokale Fragestellungen

Unternehmen, Kommunen, 
Behörden

Zukunfts-
konferenz

Vorwiegend USA 
und Großbritannien, 
auch Deutschland

2 bis 3 Tage
Mittelgroße Gruppe 

(idealerweise 64 Personen)

Zukunfts-
werkstatt

Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Antizipieren künftiger 
Entwicklungen und Ableiten 
von Empfehlungen in Bezug 
auf unterschiedliche Themen

Innerorganisatorische bzw. 
innerbetriebliche Themen und 

Abläufe, lokale Fragestellungen

Kommunen, 
Behörden,Organisationen, 

Vereine etc.

Zukunfts-
werkstatt Deutschsprachiger Raum, 

insbesondere Österreich
Robert Jungk, Robert-Jungk-
Bibliothek für Zukunftsfragen

2 bis 3 Tage
Flexibel 

(max. 25 Personen pro Gruppe)
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Verfahren Zielstellung Typische Themen Kontext
Typische 

Auftraggeber
Verfahren

Geographische 
Verbreitung

Wichtige Akteure, 
Entwickler bzw. 
Rechteinhaber

Dauer Teilnehmerzahl

21st Century 
Town Meeting

Beratung von Entscheidern, 
Entscheidung durch Bürger

Verbindliche Entscheidungen 
oder Feedback zu lokalen 

Fragen (z. B. Stadtplanung)

Lokale bis nationale 
Fragestellungen

Kommunen, Behörden
21st Century 
Town Meeting Vorwiegend USA AmericaSpeaks 1 Tag

Großgruppe 
(500 bis 5.000 Personen)

Appreciative 
Inquiry

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen

Entwicklung langfristiger 
Ziele und Maßnahmen

Innerorganisatorische bzw. 
innerbetriebliche Themen und 

Abläufe, lokale Fragestellungen

Unternehmen, Kommunen, 
Behörden

Appreciative 
Inquiry

Vorwiegend USA, 
Großbritannien

Case Western Reserve University Flexibel Flexibel

BürgerForum Informationsvermittlung, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Geeignet für verschiedene 
gesellschaftlich relevante 

Themen

Regionale, nationale und 
transnationale Fragestellungen

Bislang private Stiftungen
BürgerForum

Bislang ausschließlich 
Deutschland

Bertelsmann Stiftung, 
Heinz Nixdorf Stiftung

Mehrere Wochen
Großgruppe 

(300 bis 400 Personen)

Bürger-
haushalt

Beratung von Entscheidern, 
Entscheidung durch Bürger

Kommunalfinanzen 
(komplett oder Teilbereiche)

Lokale Fragestellungen 
(Kommunalbudgets)

Kommunalpolitiker, 
Kommunalverwaltungen

Bürger-
haushalt

Weltweit, vorwiegend 
Lateinamerika und Europa

Mehrere Monate
Großgruppe 

(bis zu 10.000 Personen)

Bürgerpanel
Beratung von Entscheidern

Erhebung von Meinungsbildern 
zu aktuellen kommunalpoli-

tischen Themen
Lokale Fragestellungen

Kommunalpolitiker, Kommunal-
verwaltungen sowie andere an 
regelmäßigen Meinungsbildern 

interessierte Akteure

Bürgerpanel
Vor allem Großbritannien

YouGov (ePanels), in Deutsch-
land: Forschungsinstitut für 

öffentliche Verwaltung Speyer

3 bis 4 Jahre 
(pro Jahr bis zu vier Umfragen)

Großgruppe 
(500 bis 2.500 Personen)

Bürgerrat Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen, Beratung von 

Entscheidern

Entwicklung von Lösungs-
vorschlägen für unterschiedliche 

Probleme
Lokale Fragestellungen

Kommunalpolitiker, 
Kommunalverwaltungen, 

Vereine, Unternehmen

Bürgerrat
USA, Österreich Center for Wise Democracy

Zweitägige Treffen im Abstand 
von mehreren Monaten

Kleingruppe (8 bis 12 Personen)

Deliberative 
Polling

Informationsvermittlung, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Unterschiedliche Themen von 
öffentlichem Interesse

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Politische Entscheidungsträger
Deliberative 
Polling Weltweit, vorwiegend USA

James S. Fishkin, 
Center for Deliberative 

Democracy 
Mehrere Wochen

Großgruppe 
(300 bis 500 Personen)

Konsensus-
konferenz

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen, Beratung von 

Entscheidern

Kontroverse Themen von 
öffentlichem Interesse

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Behörden
Konsensus-
konferenz

Vorwiegend Dänemark, 
auch andere europäische 

Staaten

3 Tage (plus 2 
Vorbereitungswochenenden)

Kleingruppe 
(10 bis 30 Personen)

National 
Issues Forum

Informationsvermittlung

Vermittlung von Wissen zu 
gesellschaftlich relevanten 

Themen, Feedback für politische 
Entscheider zu ausgewählten 

Themen ist möglich

In erster Linie lokale 
Fragestellungen

Kommunen, Schulen, 
Hochschulen und andere 
Bildungseinrichtungen

National 
Issues Forum

USA National Issues Forums Institute 1 bis 2 Tage
Kleingruppe 

(10 bis 20 Personen)

Open-Space-
Konferenz

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen

Sammlung von Ideen und 
Vorschlägen zu unterschied-

lichen Themen

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Unternehmen, Vereine, Behörden, 
kommunale Verwaltungen, Bil-

dungseinrichtungen, Kirchen etc.

Open-Space-
Konferenz

Weltweit, vorwiegend 
Deutschland, USA

Harrison Owen 1 bis 3 Tage Flexibel (10 bis 2.000 Personen)

Planning 
for Real

Beeinflussung öffentlicher 
Diskussionen, Beratung von 

Entscheidern

Konkrete lokale oder regionale 
Planungsaufgaben

Lokale Fragestellungen
Kommunalpolitiker, 

Kommunalverwaltungen, 
ähnliche Behörden

Planning 
for Real

Vorwiegend Großbritannien 
(Planning for Real), USA 

(Charrette), beide aber auch in 
Deutschland

Tony Gibson, Neighbourhood 
Initiatives Foundation

Mehrere Monate Flexibel

Planungszelle Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Konkrete lokale oder regionale 
Planungsaufgaben

Lokale bis regionale 
Fragestellungen

Kommunalpolitiker, 
Kommunalverwaltungen, 

ähnliche Behörden

Planungszelle
Deutschland, USA, 

Großbritannien
Peter C. Dienel 2 bis 4 Tage

Flexibel (max. 25 Personen 
pro Planungszelle)

Szenario-
technik

Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Antizipieren künftiger 
Entwicklungen und Ableiten 
von Empfehlungen in Bezug 
auf unterschiedliche Themen

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Unternehmen, Vereine, 
Behörden, Kommunalverwal-

tungen, Bildungseinrichtungen, 
Kirchen etc.

Szenario-
technik Vorwiegend Europa 1 bis 3 Tage

Flexibel (25 bis 250 Personen, 
max. 30 Personen pro Gruppe)

World Café
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen
Sehr vielfältig

Lokale bis transnationale 
Fragestellungen

Unternehmen, Vereine, Behörden, 
kommunale Verwaltungen, Bil-

dungseinrichtungen, Kirchen etc.

World Café
Vorwiegend USA, 
Großbritannien

Conversation Café Flexibel (3 Stunden bis 2 Tage) Flexibel (12 bis 1.200 Personen)

Zukunfts-
konferenz

Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Antizipieren künftiger 
Entwicklungen und Ableiten 
von Empfehlungen in Bezug 
auf unterschiedliche Themen

Innerorganisatorische bzw. 
innerbetriebliche Themen und 

Abläufe, lokale Fragestellungen

Unternehmen, Kommunen, 
Behörden

Zukunfts-
konferenz

Vorwiegend USA 
und Großbritannien, 
auch Deutschland

2 bis 3 Tage
Mittelgroße Gruppe 

(idealerweise 64 Personen)

Zukunfts-
werkstatt

Beratung von Entscheidern, 
Beeinflussung öffentlicher 

Diskussionen

Antizipieren künftiger 
Entwicklungen und Ableiten 
von Empfehlungen in Bezug 
auf unterschiedliche Themen

Innerorganisatorische bzw. 
innerbetriebliche Themen und 

Abläufe, lokale Fragestellungen

Kommunen, 
Behörden,Organisationen, 

Vereine etc.

Zukunfts-
werkstatt Deutschsprachiger Raum, 

insbesondere Österreich
Robert Jungk, Robert-Jungk-
Bibliothek für Zukunftsfragen

2 bis 3 Tage
Flexibel 

(max. 25 Personen pro Gruppe)
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3.	Die Bürger beteiligen: Herausforderungen für 
die politische Debatte
Dr. Dominik Hierlemann, Anna Wohlfarth (Bertelsmann Stiftung)

Das Vertrauen der Bürger in die Politik und die erlebte Demokratie geht im deutschen und (zu-

mindest west-) europäischen Kontext zurück. Dabei reicht das Problem weit über einen eher ritu-

ellen Politiküberdruss hinaus. Colin Crouch (2009) spricht von der „Postdemokratie“, die nichts 

weniger beschreibt als einen schleichenden Prozess der Entdemokratisierung, der den formalen 

Rahmen der Demokratie beibehält, sie aber von innen aushöhlt. Zugleich darf jedoch von der 

Verdrossenheit an den eingespielten Formen der Partei- und Gremienpolitik nicht ohne Weiteres 

auf eine Verdrossenheit an der Politik als solcher oder gar auf eine allgemeine Demokratiever-

drossenheit geschlossen werden. Neue Beteiligungsverfahren haben zumindest das Potenzial, die 

Kluft zwischen Politik und Bürgern zu verringern.

3.1	 Demokratie heute: Warum wir über mehr Bürgerbeteiligung 
reden

Die Liste der Symptome und Evidenzen zum kritischen Zustand der (deutschen) Demokratie ist 

lang und vielfältig, gar nahezu unerschöpflich. Die bloße Aufzählung der Phänomene genügt je-

doch kaum, wenn wir verstehen wollen, warum „Bürgerbeteiligung“ in den vergangenen Jahren 

verstärkt zum Thema geworden ist. Vier umfassende Entwicklungsstränge sollen bei der Erklä-

rung helfen:

Zunächst hat sich die deutsche Demokratie zweifelsohne mit realen Systemzwängen auseinander-

zusetzen. An der von Fritz W. Scharpf bereits vor vielen Jahren diagnostizierten Politikverflech-

tungsfalle hat sich trotz Föderalismusreformen wenig verändert. Die Anzahl der Vetospieler und 

Blockademöglichkeiten hat eher zu- als abgenommen. Zudem gerät nationale Politik auch extern 

unter Druck. Das nationale Gestaltungsmonopol schwindet und Entscheidungen in Mehrebenen-

systemen – in jedem Falle europäischer, teilweise auch globaler Natur – verstärken zugleich die 

Abkoppelung der politischen Führung vom einfachen Bürger.

Erst der Blick auf diese problembeladenen systemischen Entwicklungen hat das weitgehende 

Fehlen direktdemokratischer Mitbestimmungsmöglichkeiten auf nationaler und europäischer 

Ebene aufgedeckt. Während in Deutschland inzwischen regelmäßig über mehr Direktwahlele-

mente gesprochen wird, hat die EU die „Europäische Bürgerinitiative“ als erstes Nationalgrenzen 

überschreitendes plebiszitäres Element im Vertrag von Lissabon verankert.

Zweitens stößt ein politisches Muster an seine Grenzen, das sich über viele Jahre herausgebildet 

hatte: „Entscheidend ist, was hinten raus kommt“, lautete das Kohl’sche Diktum. Etwas vornehmer 
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wäre dies als „Politics of Delivery“ zu bezeichnen. Bürger liefern Stimmen, Politiker liefern Ergeb-

nisse, Wähler werden als Kunden betrachtet. Diese Politik, so Warnfried Dettling (2009), braucht 

im Grunde keine mitgestaltenden Bürger. Eine solche Politik war auch an Voraussetzungen ge-

bunden, die so heute nicht mehr gegeben sind, wie das Steuerungsmonopol des Nationalstaats 

und wirtschaftliches Wachstum. In dieser Konstellation konnte die politische Klasse autonom 

Entscheidungen treffen und umsetzen.

Eine dritte Entwicklung erscheint zunächst paradox: In einer Zeit, in der Privates immer schnel-

ler auch Öffentliches wird und Nachrichten sich in Windeseile rund um den Globus verbreiten, 

erleben wir zugleich einen Verlust an Öffentlichkeit. Man muss nicht das Hohelied auf den Stamm-

tisch singen, um festzustellen, dass die alten Orte der politischen Auseinandersetzung weggefal-

len sind. Neue Orte haben die in sie gesetzten Hoffnungen noch nicht eingelöst. Das Internet ist 

zwar Frühwarnsystem und Katalysator neuer politischer Debatten. Zugleich ist es aber der Platz, 

an dem sich jeder in seiner eigenen medialen Umwelt bewegt, an dem das Verfallen gemeinsamer 

Wissensbestände und eine zunehmende Ausdifferenzierung von Öffentlichkeit manifest werden. 

Teilöffentlichkeiten bilden sich aus und eine umfassende alle erreichende Öffentlichkeit, auf die 

gerade ein demokratischer Staat angewiesen ist, schrumpft weiter.

Die vierte Entwicklung beschreibt eine Gesellschaft, die unter Stress geraten ist. Eine wachsende 

soziale Spreizung beeinträchtigt ebenso wie die Überschuldung der öffentlichen Haushalte 

das Vertrauen der Menschen in die Leistungsfähigkeit der Demokratie. Eine unzufriedene Ge-

sellschaft rechnet ihre Probleme eher der Demokratie als Ordnungsform zu als unzulänglichen 

politischen Entscheidungen. Weitere Probleme bzw. Stresssymptome sind die über Jahrzehnte 

verschleppte oder verfehlte Integration von Zuwanderern, denen – sofern sie nicht die deutsche 

Staatsbürgerschaft erwerben – die Möglichkeit breiter politischer Partizipation verwehrt wird. In 

der Konsequenz all dieser Entwicklungen ist der Begriff der „Bürgergesellschaft“ eine rhetorische 

Luftnummer geblieben: Beliebt in Parteiprogrammen, aber allzu beliebig im politischen Alltag. 

Währenddessen macht sich unter den Bürgern ein Denken breit, das vom staatsbürgerlich ge-

prägten Begriff des „citoyen“ weit entfernt scheint. Verdrossenheitsgehabe und demonstrativer 

politischer Absentismus sind gerade unter gebildeten Schichten weit verbreitet. Damit einher geht 

jedoch oftmals eine übersteigerte Erwartung an die Problemlösungsfähigkeit von Politik, die allzu 

schnell dazu führt, dieselbe als Quelle der Frustration zu erleben.

In der Zusammenschau dieser vier Entwicklungsstränge wird deutlich, warum neue Verfahren 

und Methoden der Bürgerbeteiligung ihr politisches Nischendasein zunehmend verlassen. Sys-

temzwänge verhindern grundlegende Politikreformen und Bürger können nicht mehr erkennen, 

wer für welche Entscheidung verantwortlich zeichnet. Weil damit einhergehend eine „Politics of 

Delivery“ ihr Ende findet, wächst wiederum in Politik und Öffentlichkeit das Bewusstsein für legi-

timitätsstiftende, neue bzw. neu belebte Entscheidungsverfahren.
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3.2	 Chancen und Grenzen von Beteiligung

Bürgerbeteiligung ist keine Erfindung des 21. Jahrhunderts, sondern kann bereits auf einen ge-

wissen Erfahrungshorizont zurückblicken. Als Bestandteil des politischen Systems in Deutschland 

hat Bürgerbeteiligung mit der politischen Mobilisierung der 1968er Rückenwind erhalten. Allein 

im Jahr 1973 verdoppelte sich die Anzahl der Bürgerinitiativen von ca. 1.400 auf rund 3.000 

(Kodolitsch 1975, S. 266). Ebenfalls in den 1970er Jahren wurde die Mitwirkung von Bürgern 

an Entscheidungsprozessen im Städtebaurecht durch das Städtebauforderungsgesetz formalisiert. 

Die Entwicklung der Beteiligung verlief seither wellenartig. Momentan ist das Thema offensicht-

lich wieder en vogue.

Gleichwohl gibt es zahlreiche Einwände gegenüber dem dehnbaren Begriff der Beteiligung und 

seinen neueren Ausprägungen, die weit über die bekannte reflexartige Skepsis gegenüber direkter 

Demokratie hinausreichen. Insbesondere die oft mangelnde politische Wirkung von Beteiligung 

steht in der Kritik. In der Tat gibt es genügend Formen von Beteiligung zur Akzeptanzbeschaffung. 

Bürger werden unter dem Vorwand eingeladen, am politischen Entscheidungsprozess teilzuhaben, 

letztlich aber dazu instrumentalisiert, Akzeptanz für bereits getroffene Entscheidungen herzustel-

len. Beteiligungsprozesse sind hier alles andere als ergebnisoffen, führen zu Frustration bei den 

Bürgern und schaden dem Demokratie- und Beteiligungsgedanken.

Sind Beteiligungsprozesse dagegen so ausgestaltet, dass die Bürger selbst gemeinsame Ergebnisse 

entwickeln und verantworten, besteht die Gefahr, dass diese nicht anschlussfähig sind. Erschwe-

rend wirkt sich aus, dass viele etablierte politische Akteure im Kern des Entscheidungssystems 

der Ansicht sind, Laien wären gar nicht in der Lage, sich über komplexe politische Sachverhalte 

ein Bild zu machen und mitzuentscheiden.

Wo liegen also die Chancen von neuen Verfahren der Bürgerbeteiligung? Zunächst einmal bieten 

sie die Möglichkeit der Kommunikation zwischen Politik und Bürgern: Sie stellen zeitgemäße 

Marktplätze dar, bilden eine moderne „agora“, in der Privates und Öffentliches aufeinandertreffen. 

Denn unabhängig davon, wie stark die Beteiligungsverfahren in die politische Entscheidungsfin-

dung eingebunden sind, geht es vor allem um die Erschließung neuer Kommunikationskanäle und 

Legitimitätsressourcen. Bereits in dieser simplen Logik liegt für alle Verfahren eine Chance.

Ein weiterer Punkt: Politische Präferenzen der Bürger lassen sich schon lange nicht mehr in einem 

reinen Rechts-Links-Schema abbilden, weshalb den Parteien die Aggregation der Präferenzen ihrer 

Mitglieder immer schwerer fällt. Ist die CDU nun für oder gegen Atomkraft, wie hält es die SPD 

mit Hartz IV und wie stehen die Grünen zum Afghanistan-Einsatz? In dieser Situation bieten neue 

Beteiligungsverfahren veränderte Möglichkeiten, wie die individuellen Präferenzen von Bürgern 

(oder auch Parteimitgliedern) selbst geordnet, gewichtet und gegebenenfalls aggregiert werden 

können. Letztlich sind all diese Verfahren ein Appell, mehr politisch-institutionelle Phantasie in 

der Entscheidungsfindung bei zunehmender politischer Komplexität zu wagen.
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Bürgerbeteiligung reduziert nicht die steigende Komplexität politischer Sachlagen, aber das Risiko 

einer weiteren Abkopplung der politischen Klasse. Fast jeder komplexen Entscheidung liegt eine 

normative Entscheidung zugrunde, die mithilfe der Bürger erzielt werden kann. Indem Politiker 

aufgefordert sind, selbst komplizierte Sachverhalte auf eine normative Ebene zu bringen, wirken 

sie der Verselbstständigung des politischen Entscheidungssystems entgegen und unternehmen 

den beständigen Versuch, die Legitimationskette von Entscheidungen aufrechtzuerhalten bzw. 

neu zu bauen. Die Bürger auf der anderen Seite können durch ihre Teilnahme und Teilhabe an 

Politik selbst ein Verständnis für komplexe politische Entscheidungsfindung entwickeln.

Für die Demokratie wird es gefährlich, wenn demokratische Meinungsbildung und Entschei-

dungsfindung den Bürgern zunehmend als etwas Fremdartiges erscheint. Allein deshalb muss 

auch der Politik daran liegen, ihren Methodenkasten zu erweitern. Die größte Chance von neuen 

Beteiligungsverfahren liegt letztlich in der Ausbildung einer veränderten Beteiligungskultur. In 

ihr werden vielfältige Formen des politischen Engagements anerkannt und eine emotionale Bin-

dung an Demokratie weit über rationale Erwägungen hinaus geschaffen.

3.3	 Fünf Denkanstöße für eine wachsende Beteiligungskultur

Mehr als eine Expertendebatte

Demokratie lebt von Öffentlichkeit und der Diskussion über Dinge, die alle angehen. Diese schlichte 

Weisheit gilt auch für die Debatte um neue Beteiligungsformen. Nur wenn es gelingt, das Thema 

aus dem engeren Expertenkreis zu heben und zu einem Anliegen aller politisch Interessierten zu 

machen, werden neue Beteiligungsmethoden ihren Experimentiercharakter verlieren.

Dazu muss die Politik zunächst erkennen, dass sie sich mit ihren Omnipotenz- und Omnikompe-

tenzansprüchen verhoben hat. Das betrifft Politiker auf allen politischen Ebenen. Eine Diskussion 

über alternative bzw. ergänzende Beteiligungsformen zur repräsentativen Demokratie rüttelt 

nicht am Letztentscheidungsmonopol der Politik, sondern ermöglicht vielmehr erst legitimes Ent-

scheiden. Doch die Begleitdebatten zur Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages zum 

bürgerschaftlichen Engagement haben gezeigt, dass die Aktivitäten der Bürger vonseiten der 

Politik nur allzu gerne entpolitisiert oder lediglich dem vorpolitischen Raum zugewiesen werden. 

Auf einen Nenner gebracht: Natürlich will die Politik eine lebendige Zivilgesellschaft, aber allzu 

politisch muss sie auch nicht sein.

Im Wesentlichen liegt es daher an den Akteuren der Bürgergesellschaft, eine öffentliche Debatte 

über neue Beteiligungsformen zu initiieren. Gewerkschaften und Verbände müssen ihre korpora-

tistischen Denktraditionen beiseitelegen und erkennen, dass eine veränderte Beteiligungskultur 

auch ihre Rolle transformiert und ihnen nach Jahren des schleichenden Niedergangs Chancen 

eröffnet. Für die neue politische Internet-Community ist es elementar, zu sehen, dass ihre Öf-

fentlichkeit nur ein Ausschnitt einer gesamtgesellschaftlichen Öffentlichkeit darstellt. Lokale 
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Bürgerbewegungen sollten ihre Expertise wieder in hergebrachte Formen politischer Interessen-

vermittlung eingießen können. Wünschenswert wäre dabei auch, wenn die wachsende wissen-

schaftliche Expertengemeinde ihre Expertise popularisiert und damit erst eine über und in den 

Medien geführte Debatte zulässt.

Raus aus der Oppositionsecke: Emanzipation politischer Beteiligung

Bürgerbeteiligung bedeutet Einbindung und Mobilisierung von Laien. Dabei ist das Risiko der 

Instrumentalisierung groß, denn schließlich bringen Laien – im Gegensatz zu Experten oder 

Interessenvertretern – weniger Erfahrungen mit politischen Diskussionsprozessen mit. Damit 

Bürgerbeteiligung die Demokratie stärkt und die Erwartungen der Initiatoren, Teilnehmer und 

Adressaten nicht enttäuscht werden, gilt es, für jede Beteiligungsmaßnahme ein klares Ziel fest-

zulegen, transparent vorzugehen und ehrlich zu kommunizieren.

Bürgerbeteiligung wurde lange Zeit der Opposition als politisches Instrument zugeordnet. Es 

wurde angewendet, wenn die Unzufriedenheit über politische Entscheidungen groß war und op-

positionelle Interessen zu wenig Beachtung erlangten. Bürgerbeteiligung diente als Mittel, den 

eigenen Forderungen eine breitere Aufmerksamkeit zu verschaffen und damit den politischen 

Druck zu erhöhen. Im Vordergrund stand der Ausdruck von Protest und Unzufriedenheit. Kons-

truktive Beiträge der Bürger traten dabei oft in den Hintergrund. In der Konsequenz ist Beteili-

gung heute bei vielen Mandatsträgern negativ konnotiert. Sie fühlen sich in die Ecke gedrängt, 

ihre Fähigkeiten als Repräsentanten von Bürgerinteressen werden öffentlich infrage gestellt und 

gering geschätzt. Statt konstruktiver Unterstützung droht für sie Kompetenzbeschneidung und 

Machtabgabe. Aber auch auf der Seite der Bürger löst die Ankündigung von Beteiligungsmaß-

nahmen nicht immer Begeisterung aus. Zu oft wurde deutlich, dass die politische Hebelwirkung 

von Bürgerbeteiligung relativ gering war und die Erwartungen der Teilnehmer nach politischem 

Einfluss enttäuscht wurden.

Aber auch die Exekutive hat sich in den letzten Jahren das Instrument der Bürgerbeteiligung 

immer mehr zu eigen macht – und damit den Beteiligungsverfahren nur bedingt einen Gefallen 

getan. Die Mitwirkung von Bürgern ist immer dann problematisch, wenn sie zu einem Zeitpunkt 

stattfindet, zu dem die eigentlichen Entscheidungen bereits getroffen wurden. Die Bürger sollen 

dann eben weniger den Diskussionsprozess um Gesichtspunkte aus ihrer Lebensrealität berei-

chern, sondern lediglich feststehende Entscheidungen legitimieren.

Beteiligung ist bunt, das Ziel aber klar

Die Gefahr, dass Beteiligungsverfahren instrumentalisiert werden, ist groß. Deshalb müssen die 

Ziele klar kommuniziert, das richtige Verfahren ausgewählt und transparent ausgestaltet wer-

den.
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Da es sich bei Bürgerbeteiligung nicht um ein Substitut, sondern um einen Komplementär der 

repräsentativen Demokratie handelt, stehen zunächst die Mandatsträger im Fokus. Die erste Frage 

zielt auf das „Warum“ von Beteiligung ab: Welches Problem liegt vor und wie kann es durch die Be-

teiligung von Laien besser gelöst werden? Daran schließt sich die Frage an, zu welchem Zeitpunkt 

die Beteiligung für die Mandatsträger hilfreich ist? Soll der Prozess ergebnisoffen sein, damit die 

Sachlage um die Sichtweise der Bürger bereichert wird, bevor die gewählten Repräsentanten eine 

Entscheidung treffen? Oder geht es vielmehr darum, ein bereits erzieltes Ergebnis mithilfe von 

Bürgern als Multiplikatoren an eine breitere Öffentlichkeit zu vermitteln? Die Antworten haben 

einen direkten Einfluss auf die Zielsetzung und die Prozessgestaltung.

Bürger beteiligen sich vor allem dann, wenn sie persönlich betroffen sind und aus ihrer Lebensrea-

lität heraus Wissen und Kompetenzen einbringen können. Das Engagement der Bürger verlangt von 

Anfang an Anerkennung und Respekt. Die Notwendigkeit, Laien einzubinden, muss schon aus der 

Zielsetzung hervorgehen. Nur so kann bereits bei der Ansprache der Teilnehmer die herausgehobene 

Bedeutung ihres Beitrags betont werden. Die Zielsetzung sollte Erwartungen bei den Bürgern auslö-

sen, diese aber zugleich auch begrenzen. Eine ehrliche Kommunikation und ein klares Erwartungs-

management schaffen Vertrauen, fördern die Bereitschaft, sich auf den Prozess einzulassen und 

beugen Missverständnissen bezüglich der politischen Reichweite der Ergebnisse von Anfang an vor.

Nur eine klare Zielsetzung gewährleistet die Einordnung der Resultate von Beteiligung im politi-

schen Kommunikations- und Entscheidungsprozess. Die Auswahl der Methode ist immer erst der 

zweite Schritt. Dank der Vielfalt der Beteiligungsformen gibt es inzwischen für nahezu jedes Ziel 

auch den passenden (methodischen) Weg.

Beteiligung verorten

Damit die jenseits klassischer Beteiligungskanäle entwickelten Beteiligungsformen nicht zu Be-

griffscontainern werden, in die jeder die ihm beliebige Zuschreibung einwerfen kann, müssen sie 

verortet werden – an Ebenen des politischen Systems und an Institutionen und Akteuren innerhalb 

dieses Systems. Welche Formen der Beteiligung sind für die kommunale Ebene geeignet? Welche 

sind auch auf nationaler, transnationaler oder gar globaler Ebene umsetzbar? Sind staatliche oder 

zivilgesellschaftliche Akteure die Initiatoren des Beteiligungswunsches? Erst Antworten auf diese 

Fragen ermöglichen die Klärung des Anspruchs, der Legitimation und der Umsetzbarkeit der Be-

teiligungsformen.

Elementare Voraussetzung für die Diskussion über die Zukunft und Ausprägung von Bürgerbe-

teiligungsmodellen ist die Einsicht, dass Demokratie eine Vielfalt von Orten erfordert. Bürger 

müssen die Möglichkeit der Mitsprache und politischen Teilhabe an institutionell verankerten als 

auch an kaum oder nicht verankerten Orten erleben können. Mit einem derart gelagerten Demo-

kratieverständnis rückt nicht das „Ob“ von Beteiligung in den Vordergrund, sondern das „Wie“, 

also praktische Fragen der Operationalisierung und Anwendung der Methoden in spezifischen 

Kontexten.

55

Die Bürger beteiligen: Herausforderungen für die politische Debatte



Bürgerbeteiligung verorten bedeutet daher sowohl die Bereitschaft, neue Orte der politischen Be-

teiligung zuzulassen als auch die Notwendigkeit, den Charakter der angewandten Beteiligungsme-

thoden am institutionellen Umfeld und den beteiligten Akteuren auszurichten. Doch für die Suche 

nach diesen Orten der Demokratie ist ein Bruch mit der deutschen Staatstradition notwendig. Erst 

wenn Staat und Gesellschaft nicht mehr „von oben“ gedacht werden, ist Beteiligung „von unten“ 

möglich.

Beteiligung braucht Kompetenz

Politische Beteiligung kann zum Auf- und Ausbau demokratischer Fähigkeiten bei den Beteiligten 

führen – so sieht es die Beteiligungswissenschaft. Ob und wie die Teilnehmer tatsächlich „Demo-

kratie erlernen“, hängt jedoch ganz wesentlich von der Ausgestaltung der Beteiligungsprozesse 

ab. Ein Zuwachs an demokratischen Fähigkeiten seitens der Teilnehmer setzt Kompetenzen bei 

denen voraus, die Beteiligungsprozesse initiieren, gestalten und durchführen.

Ein Beispiel dafür, wie die Berücksichtigung demokratischer Kriterien in der Ausgestaltung von 

Beteiligungsprozessen die Fähigkeiten der Teilnehmer fordert und stärkt, ist das Kriterium der 

Inklusivität. Unter Inklusivität versteht man die Integration möglichst vieler Menschen mit unter-

schiedlichen sozialen Hintergründen in einen Beteiligungsprozess. Ein hohes Maß an Inklusivität 

verlangt vom einzelnen Teilnehmer, sich der eigenen Position klar zu werden und diese so über-

zeugend wie möglich zu äußern, denn schließlich gilt es, Mitdiskutanten dafür zu gewinnen. Die 

Konfrontation mit vielen unterschiedlichen Sichtweisen zu einem Thema fordert aber nicht nur 

die Argumentationsfähigkeit des Einzelnen, sondern seine Toleranz und Kompromissfähigkeit. 

Neben einem Zuwachs an sozialen Kompetenzen gibt es zudem einen Zuwachs an Wissen, da die 

Diskussion aufgrund der Vielfalt der Teilnehmer um etliche inhaltliche Aspekte bereichert wird.

Um zu gewährleisten, dass der Beteiligungsprozess nicht nur qualitativ hochwertige Ergebnisse 

erzeugt, sondern eine positive Lernumgebung darstellt, benötigen Initiatoren und Gestalter das 

Wissen darüber, welche Kriterien bei der Beteiligungsgestaltung berücksichtigt werden sollten 

und wie diese in den Beteiligungsablauf übersetzt werden können. Neben den Organisatoren 

müssen aber auch die Teilnehmer selbst eine gewisse Lernbereitschaft mitbringen. Selbst unter 

den besten Rahmenbedingungen gelingt die Aus- und Weiterbildung demokratischer Fähigkeiten 

nicht, wenn den Beteiligten die Offenheit und der Wille fehlen, etwas Neues zu lernen. Umso 

wichtiger ist es, dass sich die Bürger ihrer Rolle, Aufgaben und Pflichten bewusst werden. Eine 

klare Zielsetzung der Beteiligungsmaßnahme kann dabei helfen.
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1	 www.buergerforum2008.de
2	 www.buergerforum2009.de
3	 www.participedia.net/wiki/BürgerForum_Europa
4	 www.buergerforen.de; vgl. dort insb. die wissenschaftliche Auswertung der deutschen Bürgerforen.
5	 www.americaspeaks.org
6	 www.dh.gov.uk/prod_consum_dh/groups/dh_digitalassets/@dh/@en/documents/digitalasset/dh_4138597.pdf
7	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Appreciative+Inquiry, www.appreciative-inquiry.org
8	 www.peopleandparticipation.net/display/CaseStudies/Ryedale+Community+Plan
9	 www.peopleandparticipation.net/display/CaseStudies/Salford+Participatory+Budgeting+Event
10	 www.buergerhaushalt.org/grundlagen/2-statusbericht-buergerhaushalte-in-deutschland-juli-2009;  

www.buergerhaushalt.org/karte/
11	 www.peopleandparticipation.net/display/CaseStudies/Camden%27s+Citizens+Panel
12	 https://my.yougov.de
13	 www.partizipation.at/buergerinnenrat.html; www.vorarlberg.at/english/vorarlberg-english/environment_future/ 

officeforfuture-relatedis/sustainabledevelopment/focus/wisdomcouncil.htm
14	 www.wisedemocracy.org/PTWC-HS/PortTownsendWC.html
15	 www.vorarlberg.at/vorarlberg/umwelt_zukunft/zukunft/buerofuerzukunftsfragen/weitereinformationen/

nachhaltigeentwicklung/projekte/buergerinnen-raete.htm
16	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Deliberative+Polling; www.cdd.stanford.edu/polls/
17	 www.tomorrowseurope.eu
18	 www.europolis-project.eu
19	 www.neweconomics.org/gen/democs.aspx
20	 www.partizipation.at/delphi-befragung.html
21	 buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/  

konflikte-bearbeiten-standpunkte-integrieren/konsensuskonferenz/106168/
22	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Consensus+Conference
23	 www.partizipation.at/konsensus-konferenz.html
24	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Citizen+Advisory+Groups
25	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/National+Issues+Forum
26	 www.nifi.org/stream_document.aspx?rID=10607&catID=17&itemID=10606&typeID=8;  

www.nifi.org/stream_document.aspx?rID=14664&catID=17&itemID=14663&typeID=8
27	 www.openspaceworldmap.org
28	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Open+Space; www.partizipation.at/open-space-konferenz.html;  

www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

ideen-sammeln-kommunikation-und-energie-buendeln/open-space/103429/
29	 www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

ideen-sammeln-kommunikation-und-energie-buendeln/praxis-open-space-nuernberg/103433/
30	 www.openspace-online.com
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www.partizipation.at/buergerinnenrat.html; www.vorarlberg.at/english/vorarlberg-english/environment_future/officeforfuture-relatedis/sustainabledevelopment/focus/wisdomcouncil.htm
www.vorarlberg.at/vorarlberg/umwelt_zukunft/zukunft/buerofuerzukunftsfragen/weitereinformationen/nachhaltigeentwicklung/projekte/buergerinnen-raete.htm
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/konflikte-bearbeiten-standpunkte-integrieren/konsensuskonferenz/106168/
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ideen-sammeln-kommunikation-und-energie-buendeln/open-space/103429/
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ideen-sammeln-kommunikation-und-energie-buendeln/praxis-open-space-nuernberg/103433/
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31	 Der Name der Veranstaltung spielt auf die sog. FooCamps (Foo = Friends of O’Reilly) an. Diese jährlich stattfin-den Hacker-

Treffen werden vom O’Reilly-Verlag veranstaltet, der IT-Fachbücher herausgibt. foo und bar sind me-tasyntaktische Variablen, 

die ausschließlich zur Erklärung von Programmier-Codes verwendet werden.
32	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Planning+for+Real; www.partizipation.at/planning_for_real.html;  

www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/planning-for-realR/106201/
33	 www.peopleandparticipation.net/display/CaseStudies/Planning+for+Real+%28TM%29+in+Leicester
34	 www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/praxis-planning-for-realR-berlin-wedding/106362/
35	 www.charretteinstitute.org; www.charrette.de
36	 www.charrette.de/page/ghc.html
37	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Planning+Cell; www.partizipation.at/planungszelle.html;
	 www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/planungszelle/106207/
38	 www.buergergutachten.com/herunterladen/buergergutachten/buergergutachten-zum-verbraucherschutz/.
39	 www.bayern.de/Buergerbeteiligung-.1348.htm. 
40	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Citizens+Jury. 
41	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Scenario+Workshop
42	 www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

visionen-entwickeln-zukunft-gestalten/praxis-szenariotechnik-szenariokonferenz-goerlitzzgorzelec/103426/
43	 www.oerok.gv.at
44	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/World+Cafe
45	 www.conversationcafe.org
46	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Future+Search; www.partizipation.at/zukunftskonferenz.html;  

www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/ modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

visionen-entwickeln-zukunft-gestalten/zukunftskonferenz/103421/
47	 www.jungk-bibliothek.at
48	 www.zwnetz.de
49	 www.partizipation.at/zukunftswerkstatt.html; www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/ 

modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/visionen-entwickeln-zukunft-gestalten/zukunftswerkstatt/103425/
50	 www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/ 

visionen-entwickeln-zukunft-gestalten/praxis-zukunftswerkstatt-oekologische-stadt-herne/
51	 www.intensedebate.com; www.disqus.com
52	 www.peopleandparticipation.net/display/Methods/Online+Forums
53	 www.whitehouse.gov/openforquestions

www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/planning-for-realR/106201/
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/praxis-planning-for-realR-berlin-wedding/106362/
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/planungsprozesse-initiieren-und-gestaltend-begleiten/planungszelle/106207/
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/visionen-entwickeln-zukunft-gestalten/praxis-szenariotechnik-szenariokonferenz-goerlitzzgorzelec/103426/
www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/ modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/visionen-entwickeln-zukunft-gestalten/zukunftskonferenz/103421/
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